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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 11. Februar 1959 

4 — 14510— 4145/58 III 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Bereinigung des 
Bundesrecht gewordenen ehemaligen baye- 
rischen Landesrechts 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 201. Sitzung am 6. Februar 1959 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Entwurf keine Einwendungen zu erheben. Der Bundesrat 
ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Drude: Bonner Universitäts-Budidruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 3551 
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Entwurf eines Gesetzes 

zur Bereinigung des Bundesrecht gewordenen ehemaligen 
bayerischen Landesrechts 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Die im Bayerischen Regierungsblatt, im 
Bayerischen Gesetzblatt und im Bayerischen 
Gesetz- und Verordnungsblatt verkündeten, nicht 
in die Anlagen zum Zweiten Gesetz zur Be- I 
reinigung des bayerischen Landesrechts vom 15. Juli 
1957 (Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
S. 233) und zur Verordnung über die Aufnahme von 
Verordnungen in die Sammlung vom 25. Juni 1957 
(Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt S. 259) 
aufgenommenen Gesetze, Gesetzesteile, Verordnun- 
gen und Verordnungsteile, die gemäß Artikel 123 
bis 125 des Grundgesetzes Bundesrecht geworden 
sind, treten für das Gebiet des Landes Bayern außer 


Kraft, soweit sie nicht schon früher ihre Geltung 
verloren haben. 

(2) Die Bestimmung des Absatzes 1 gilt nicht für 
Staatsverträge und die zu ihrer Inkraftsetzung er- 
gangenen Vorschriften. 

§ 2 

Das gemäß § 1 aufrechterhaltene und noch fort- 
geltende Bundesrecht gilt auch im Gebiet des ehe- 
maligen bayerischen Kreises Lindau, soweit es dort 
nicht schon früher Geltung erlangt hat. 

§ 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Begründung 


Im Land Bayern ist die Rechtsbereinigung durch die 
Herausgabe der Bereinigten Sammlung des Baye- 
rischen Landesrechts 1802 bis 1956 abgeschlossen. 
Grundlage für die Bereinigung waren die Rechts- 
bereinigungsgesetze vom 12. Mai 1956 (BayBS I 
S. 47) und vom 15. Juli 1957 (GVBl. S. 233). Bayern 
ist bei der Bereinigung nach dem Gesetzblattprinzip 
vorgegangen. Es hat alle Vorschriften, die noch als 
gültig erachtet wurden, ohne Rücksicht darauf, ob 
sie gemäß Artikel 123 bis 125 GG Bundesrecht ge- 
worden sein können, aufgenommen und in gleicher 
Weise alle Vorschriften ausgeschieden, wenn aus- 
reichende Gründe dafür Vorlagen, die Vorschriften 
nicht mehr für gültig zu halten oder wenn sie im 
ganzen ersatzlos entbehrlich waren. Auch hier ist 
nicht zwischen Landesrecht und partiellem Bundes- 
recht unterschieden worden. 

Der bayerische Ministerpräsident ist an die 
Bundesregierung mit dem Wunsche herangetreten, 
der Bereinigten Sammlung durch Bundesgesetz die 
Wirkung beizulegen, daß die nicht in die Sammlung 
aufgenommenen Vorschriften, soweit sie bundes- 
rechtlichen Inhalt haben, aufgehoben werden, sofern 
sie nicht schon früher ihre Geltung verloren haben 
(bundesrechtliche Ausschluß Wirkung). Maßgebend 
für diesen Wunsch war die Erwägung, es solle nicht 
mehr geltend gemacht werden können, daß Vor- i 
Schriften, die nicht in der bayerischen Sammlung 
enthalten sind, dennoch ihre Geltung als Bundes- | 
recht beibehalten hätten. Dieser Wunsch entspricht | 


i den Bestrebungen zur Vereinheitlichung des Rechts 
und zur Vereinfachung der Verwaltung. 

Zur Überprüfung hat dem Bundesministerium der 
Justiz eine vollständige Liste der in die bayerische 
Sammlung nicht aufgenommenen Rechtsvorschriften 
Vorgelegen, aus der die Ungültigkeitsgründe er- 
sichtlich sind. Von dieser Liste sind im Rahmen der 
Bereinigung des Bundesrechts — in nicht ganz ein- 
deutigen Fällen unter Beteiligung der sachlich zu- 
ständigen Ressorts — die nach dem 8. Mai 1945 bis 
zum Zusammentritt des Bundestages verkündeten 
Rechtsvorschriften überprüft worden. Es sind hierbei 
keine Vorschriften festgestellt worden, die zu un- 
recht als ungültig oder als ersatzlos entbehrlich aus- 
geschieden worden sind. Nicht besonders überprüft 
sind die in den bayerischen Verkündungsblättern 
vor dem 9. Mai 1945 enthaltenen Rechtsvorschriften. 
Nach einer Untersuchung, die Bayern im Rahmen 
der Länderkommission zur Rechtsbereinigung durch- 
geführt hat, sind keine Vorschriften aus dieser Zeit 
festgestellt worden, die infolge der Erweiterung der 
ausschließlichen Gesetzgebungszuständigkeit des 
Bundes über Artikel 124 GG in Bayern partielles 
Bundesrecht geworden wären. Da es vor dem 9. Mai 
1945 eine die amerikanische Besatzungszone um- 
fassende einheitliche Gesetzgebung nicht gegeben 
I hat, ist auch die Möglichkeit ausgeschlossen, daß 
[ gemäß Artikel 125 Nr. 1 GG auf dem Gebiete der 
I konkurrierenden Gesetzgebung Bundesrecht entstan- 
j den ist, das nur durch den Bundesgesetzgeber auf- 
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gehoben werden könnte. Nach den im Benehmen 
mit der Bayerischen Staatskanzlei angestellten Fest- 
stellungen enthalten auch die in die bayerische Be- 
reinigte Sammlung aufgenommenen Vorschriften 
bundesrechtlichen Charakters keine Auslassungen 
oder Änderungen von Vorschriftenteilen auf Grund 
landesrechtlicher Vorschriften, die nach der am 
7. September 1949 eingetretenen Sperrwirkung der 
Artikel 124 und 125 GG erlassen worden sind und 
deshalb Bundesrecht nicht hätten ändern können. 
Sonach bestehen keine Bedenken, in § 1 des Ge- 
setzes der Bereinigten Sammlung des bayerischen 
Landesrechts die bundesrechtliche Ausschlußwir- 
kung zu verleihen. | 

Die Zusammenfassung des Landkreises Lindau und j 
der kreisfreien Stadt Lindau zum bayerischen Kreis j 


Lindau während der Zeit der Besatzung und dessen 
Verwaltung durch den Kreispräsidenten von Lindau 
ist am 1. September 1955 nach dem Gesetz über den 
Bayerischen Kreis Lindau vom 23 Juli 1955 (BayBS I 
S. 46) beendet worden. Das bayerische Landesrecht 
ist von diesem Zeitpunkt ab im Bereich des bisheri- 
gen Kreises Lindau eingeführt und das durch den 
Kreispräsidenten von Lindau gesetzte Recht außer 
Kraft gesetzt worden. Es fehlt bisher an einer Rege- 
lung, daß auch das gemäß der bayerischen Bereinig- 
ten Sammlung fortgeltende partielle Bundesrecht 
auf den Kreis Lindau ausgedehnt wird. Diese Rege- 
lung soll durch § 2 nachgeholt werden. 

Auswirkungen auf den Bundeshaushalt werden sich 
aus diesem Gesetz nicht ergeben. 
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